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Dringlichkeitsantrag
der Abgeordneten  Hubert Aiwanger,  Florian Streibl,  Gabi Schmidt, Prof. (Univ. Lima) Dr.
Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn,  Günther Felbinger,  Thorsten Glauber,  Eva Gottstein, 
Joachim Hanisch,  Johann Häusler, Dr. Leopold Herz,  Nikolaus Kraus,  Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo,  Bernhard Pohl, Dr. Karl Vetter,  Jutta
Widmann,  Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Bayerisches Niveau beim Arbeitnehmerschutz in ganz Bayern sichern:
Europäisches Patentamt in die Pflicht nehmen! (Nr.3)

Der Landtag wolle beschließen:

I. Der Landtag stellt fest,

1.dass in der Personalpolitik des in München ansässigen Europäischen Patentamts (EPA)
offensichtlich erhebliche Defizite bestehen, was die arbeitsrechtliche Stellung der Bediensteten
anbetrifft,

2. dass die gegenwärtige Situation der Bediensteten des EPA nicht hinnehmbar ist und
Arbeitnehmerschutz auf bayerischem Niveau auf auf dem gesamten Territorium des Freistaats
zur Anwendung kommen muss,

 

II. Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundes- und Europaebene einzusetzen,
dass auf eine Erhöhung der Arbeitnehmerstandards auf unser bewährtes deutsches und
bayerisches Niveau innerhalb des EPA hingearbeitet wird und insbesondere die von dessen
Präsidenten erlassenen Richtlinien im Hinblick auf die umstrittenen internen Ermittlungsverfahren
schnellstmöglich überarbeitet werden.

 

 

 

Begründung:

Annähernd 2.000 Demonstranten versammelten sich schon während der regelmäßigen
Demonstrationen vor dem Europäischen Patentamt (EPA), um gegen die schlechten
Arbeitsbedingungen zu demonstrieren. Kostensenkungen und die Bewältigung des jährlichen
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Anmeldewachstums von Patenten i.H.v. durchschnittlich vier Prozent bei gleichbleibendem
Personalbestand führen offensichtlich zu nicht länger hinnehmbaren Gängelungen wie etwa
Kontrollen im Krankheitsfall der Mitarbeiter. Der ehemalige Bundesverfassungsrichter Siegfried
Broß attestiert „ganz erhebliche Defizite“ in der arbeitsrechtlichen Stellung der Bediensteten. Ein
Einklang mit deutschen und bayerischen Arbeitsstandards ist nicht erkennbar. Das EPA ist zwar
eine außerstaatliche Institution, so dass deutsches Arbeitsrecht nicht zur Anwendung kommt.
Bayern darf als Sitzland aber dennoch nicht tatenlos zusehen, wenn es möglicherweise bereits
um menschenrechtswidrige Behandlungen auf dem Territorium des Freistaats geht. Insbesondere
ist die Durchführung der umstrittenen Ermittlungsverfahren, die vom Präsidenten des EPA in
Richtlinien erlassen wurden, nicht hinnehmbar. Demnach zwingt eine interne Ermittlungseinheit
des EPA Mitarbeiter zu Aussagen ohne ein Verweigerungsrecht. Die bisherigen Bemühungen des
Bundesjustizministerium, und des Verwaltungsrats des EPA, auf Verbesserungen hinzuwirken,
sollen durch aktives Vorgehen der Staatsregierung auf Bundes- und Europaebene flankiert werden.


